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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Zum Schutz des deutschen Steinkohlenbergbaues wird seit 
Jahren — .zuletzt für die Dauer von 3 Jahren (Auslauftermin 
31. Dezember 1970) — die zollfreie Einfuhr von festen Brenn- 
stoffen gesetzlich kontingentiert. (Jahreszollkontingent 6 Mil- 
lionen t mit der Möglichkeit, im Bedarfsfälle durch Rechtsver- 
ordnung das Zollkontingent bis zu 20 Vo zu erhöhen oder zu 
ermäßigen.) 

Der Steinkohlenbergbau bedarf dieses Schutzes auch nach der 
Neuordnung weiterhin, um die notwendige Konsolidierung so- 
wie die Anpassung der Förderung an den Absatz erfolgreich 
durchführen zu können. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung schlägt deshalb vor, an der bisherigen 

Kohlenzollregelung festzuhalten, jedoch mit der Maßgabe, daß 

a) im Interesse der Kohlenimporteure und der Verbraucher 
jetzt die Möglichkeit zu langfristigeren Einfuhr- und Liefer- 
verträgen eröffnet wird. Die Laufzeit des Kohlenzollgesetzes 
soll sich daher auf fünf Jahre erstrecken; 

b) die Höhe des Zollkontingents auf jährlich 7 Millionen t er- 
höht wird, um den aufgestockten Betrag (1 Million t/Jahr) 
für besondere Vergaben vorzusehen; 

c) die Ermächtigung zur Erhöhung des Zollkontingents auf 
50 Vo erweitert wird. 

C. Alternativen 

Der Bundesrat empfiehlt die Verlängerung der Geltungsdauer 

des Gesetzes auf sechs Jahre. 


D. Kosten 

Die öffentliche Hand wird durch die Ausführung des Gesetzes 
nicht mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/3 — 65304 — Zo 1/70 


Bonn, den 9. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 
1971, 1972, 1973, 1974 und 1975 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 
1971, 1972, 1973, 1974 und 1975 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Der Zolltarif (§ 1 des Zolltarifgesetzes vom 23. De- 
zember 1960 — Bundesgesetzbl. II S. 2425 ■ — in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Zolltarif- 
gesetzes vom 20. Dezember 1968 — Bundesgesetzbl. II 
S. 1223) in der unter der Bezeichnung „Deutscher 
Teil-Zolltarif' geltenden Fassung wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Bestimmungen zu Tarifnr. 27.01 erhalten folgende Fassung: 


Tarifnummer 


Warenbezeichnung 


Zollsatz 

allgemein | ermäßigt 


1 


27.01 - A 


B 


4 


Steinkohle (EGKS) 

20,— DM 
für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht 

andere (EGKS) 

20,— DM 
für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht 

Anmerkungen 


1. Waren der Tarifnr. 27.01, zur Bebunke- 
rung von Seeschiffen in den See- 
häfen unter zollamtlicher Überwachung 
(EGKS) 

frei 

2. Waren der Tarifnr. 27.01 im aktiven 
Lohnveredelungsverkehr zum Herstel- 
len von Koks, soweit der Koks nach 
Veredelung gestellt wird (EGKS) .... 

frei 

3. Waren der Tarifnr. 27.01 (EGKS) ge- 
nießen die zolltariflidie Begünstigung 
des innergemeinschaftlichen freien Wa- 
renverkehrs nur, wenn 


a) sie in einem Mitgliedstaat der 
EGKS gewonnen oder erzeugt wor- 
den sind und 


b) ein mit den Mitgliedstaaten der 
EGKS vereinbartes Ursprungszeug- 
nis vorgelegt wird. 


Anderenfalls wird ein Differenzzoll 
von 12, — DM für 1000 kg Eigengewicht 
erhoben. Die Waren sind zollfrei, wenn 
sie unter den in der Anmerkung 1 oder 
2 oder in dem Zollkontingent für Wa- 
ren der Tarifnr, 27.01 genannten Be- 
dingungen abgefertigt werden. 



12— DM 
für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht 

12— DM 

für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht 
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2, Im Anhang Zollkontingente/2 erhalten die Angaben zur Tarifstelle 27.01 
folgende Fassung: 

Tarifstelle | Warenbezeichnung | a„ge„,ein°'r ermäßigt 

1 1 2 I 3 I 4 

27.01 (1) Waren der Tarifnr. 27.01, soweit 

sie einem Zollsatz unterliegen, 

7 000 000 t für jedes Kalenderjahr, 
gegen Vorlage eines Zollkontingent- 
scheines (EGKS) frei — ■ 

I (2) Die Bundesregierung kann durch 
j Rechtsverordnung das Zollkontin- 

I gent für jedes Kalenderjahr bis zu 

20 vom Hundert erhöhen oder bis 
zu 20 vom Hundert ermäßigen, so- 
fern dies aus gesamtwirtschaftlichen 
Gründen geboten ist. Die Bundes- 
' regierung kann, nachdem dem 

j Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 

1 nähme binnen drei Wochen gegeben 

! ist, mit Zustimmung des Bundes- 

I tages durch Rechtsverordnung das 

Zollkontingent für jedes Kalender- 
jahr bis zu weiteren 30 vom Hun- 
! dert erhöhen, wenn dies für eine 

' ausreichende Versorgung der Ver- 

j braucher mit festen Brennstoffen ge- 

I boten erscheint. Soweit es mit Rück- 

! sicht auf die europäische wirtschaft- 

' liehe Zusammenarbeit erforderlich 

ist, kann sie auch von der ihr durch 
§ 77 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
i S. 737) erteilten Ermächtigung Ge- 

1 brauch machen. 


§ 2 

(1) Zollkontingentscheine nach den Angaben zu 
Tarifnr. 27.01 im Anhang „Zollkontingente/2'' des 
Deutschen Teil-Zolltarifs erteilt das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft für eine Menge von 
6 000 000 t nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 sol- 
chen Antragstellern, die Waren der Tarifnr. 27.01 
in den Jahren 1965, 1966 oder 1967 unter Abferti- 
gung zum freien Verkehr in das Bundesgebiet ein- 
geführt haben. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
setzt für jedes Kalenderjahr die Anteile am Zoll- 
kontingent für jeden Antragsteller in der Höhe fest, 
die seinem Anteil an den in den Jahren 1965, 1966 
und 1967 mit Ursprung in anderen Ländern als den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl von solchen Antragstellern bezo- 
genen Mengen entspricht, die einen Antrag inner- 
halb der nach § 5 Abs. 1 zu bestimmenden Frist 
gestellt haben. 

(3) Der Zollkontingentschein ist zu versagen, 
wenn der Antragsteller 

1. über die ihm zuzuteilende Menge weder Liefer- 
verträge mit Verbrauchern noch Verträge abge- 


schlossen hat, die eine Beteiligung an der Erfül- 
lung derartiger Lieferverträge zum Gegenstand 
haben, oder 

2. die ihm zuzuteilende Menge nicht im eigenen 
Unternehmen verbraucht. 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft kann 
von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 
absehen, insbesondere wenn 

1. die dem Antragsteller zuzuteilende Menge an 
lagerhaltende Händler geliefert wird oder 

2. der Antragsteller die ihm zuzuteilende Menge 
auf Lager nimmt, 

sofern dadurch die marktgerechte Versorgung der 
Verbraucher nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 und 
unbeschadet der Festsetzung des Anteils am Zoll- 
kontingent nach Absatz 2 kann das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft Antragstellern im Sinne von 
Absatz 1 Zollkontingentscheine auf Grund und für 
die Dauer bestehender Lieferverträge mit Verbrau- 
chern im voraus für die einzelnen Jahre ab 1972 bis 
zu jeweils 80 vom Hundert der für das Jahr 1971 
nach Absatz 2 festgesetzten Zollkontingentmenge 
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erteilen. Die den im voraus erteilten Zbllkontin- 
gentscheinen zugrundeliegenden Mengen sind auf 
die Mengen anzurechnen, für die ab 1972 auf Grund 
der Festsetzung des Anteils am Zollkontingent ge- 
mäß Absatz 2 Kontingentscheine erteilt werden. 

(5) Zur Sicherstellung der Erfüllung besonderer 
Versorgungsaufgaben und anderer volkswirtschaft- 
licher Belange kann das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft für eine Menge bis zu 1 000 000 t 
Zollkontingentscheine erteilen und dabei von den 
Absätzen 1 bis 3 abweichen. 

(6) Bei einer Erhöhung oder Ermäßigung des Zoll- 
kontingents gemäß den Angaben zu Tarifnr. 27.01 
Absatz 2 Satz 1 im Anhang „Zollkontingente/2'' 
erhöhen oder ermäßigen sich die in Absatz 1 und 
Absatz 5 genannten Mengen um den Vomhundert- 
satz der Erhöhung oder Ermäßigung. Bei einer 
Erhöhung des Zollkontingents gemäß den Angaben 
zu Tarifnr. 27.01 Absatz 2 Satz 2 im Anhang „Zoll- 
kontingente/2" erhöhen sich die in Absatz 1 und 
Absatz 5 genannten, nach Satz 1 erhöhten Mengen 
um jeweils 50 vom Hundert der Aufstockungs- 
menge. 

(7) Der Zollkontingentschein ist für eine auf volle 
tausend Kilogramm nach unten abgerundete Waren- 
menge zu erteilen. 

§ 3 

Die Erteilung von Zollkontingentscheinen kann 
mit Bedingungen, Befristungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalten verbunden werden, soweit 
es zur marktgerechten Versorgung der Verbrau- 
cher erforderlich ist. Die Zollkontingentscheine kön- 
nen insbesondere mit der Auflage, 

a) bestimmte Verbraucher zu beliefern, 

b) die zugeteilten Mengen nur zur Belieferung von 
Verbrauchern in bestimmten Teilen des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes zu verwenden, 

verbunden werden. 

§ 4 

Anteile am Zollkontingent, für die bis zum 30. 
September des Kalenderjahres Zollkontingent- 
scheine nach § 2 nicht erteilt worden sind oder die 
infolge Nichtausnutzung von Zollkontingentscheinen 
oder aus anderen Gründen für eine Verteilung 
verfügbar werden, können nach Richtlinien des 
Bundesministers für Wirtschaft verteilt werden. Die 
Richtlinien können von den Aufteilungsgrundsätzen 
des § 2 abweichen, soweit dies erforderlich ist, um 
eine wirtschaftlich sinnvolle Verwendung der Rest- 
mengen zu gewährleisten. Für diese Mengen kön- 
nen im Zollkontingentschein Auflagen über die Be- 
lieferung bestimmter Verbraucher gemacht werden. 

§ 5 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Ausschlußfristen 
für die Einreichung von Anträgen auf Festsetzung 


des Anteils am Zollkontingent nach § 2 Abs. 2 und 
auf Erteilung von Zollkontingentscheinen zu be- 
stimmen und Vorschriften darüber zu erlassen, wel- 
che Angaben in den Anträgen zu machen und wel- 
che Unterlagen ihnen beizufügen sind. 

(2) Wer glaubhaft macht, daß er die Antragsfrist 
ohne Verschulden nicht einhalten konnte, kann 
binnen einer Frist von zwei Wochen nach Behe- 
bung des Hindernisses beantragen, nach § 4 be- 
rücksichtigt zu werden. 

§ 6 

(1) Der Bundesminister der Finanzen oder die 
von ihm beauftragten Zollstellen können auf An- 
trag die Eingangsabgaben für Waren der Tarifnr. 
27 01, die jeweils nach dem 31. Oktober 1970, 1971, 
1972, 1973 und 1974 zum freien Verkehr abgefertigt 
worden sind, erstatten oder erlassen, soweit der 
Antrag unter Vorlage eines Zollkontingentscheines 
binnen drei Monaten des jeweils folgenden Jahres 
gestellt wird. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann die Gültigkeit von Zollkontingentscheinen, die 
auf Grund des Gesetzes über das Zollkontingent für 
feste Brennstoffe 1968, 1969 und 1970 vom 22. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. II S. 2597) erteilt wor- 
den sind, bis zum 28. Februar 1971 verlängern und 
Zollkontingentscheine für die Jahre 1971, 1972, 1973 
und 1974 bis zum 28. Februar des nächsten Kalen- 
derjahres gültig stellen. 

§ 7 

Die Vorschriften des § 4 Abs. 2 und der §§ 5, 
6, 7 und 8 des Gesetzes über das Verfahren bei der 
Erteilung von Zollkontingentscheinen vom 20. De- 
zember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1389) sind anzu- 
wenden. 

§ 8 

Das Gesetz zu dem Genfer Protokoll von 1967 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen, 
dem Übereinkommen vom 30. Juni 1967 zur Durch- 
führung von Artikel VI des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens und dem Abkommen vom 30. 
Juni 1967 zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
gemeinschaft sowie deren Mitgliedstaaten und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über Uhrmacher- 
waren vom 20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1183) bleibt unberührt. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 1975 außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Gesetz über das Zollkontingent für feste 
Brennstoffe 1968, 1969 und 1970 tritt am 31. De- 
zember 1970 außer Kraft. Die Wettbewerbssituation 
des deutschen Steinkohlenbergbaus erfordert auch 
weiterhin einen Schutz gegenüber Steinkohlenein- 
fuhren aus dritten Ländern. Der Strukturwandel auf 
dem Energiesektor zu Lasten des Steinkohlenberg- 
baus ist noch nicht beendet und die Anpassung des 
Steinkohlenbergbaus an den längerfristig zurück- 
gehenden Absatz muß daher weitergeführt werden. 
Angesichts der nach wie vor ungünstigen Wett- 
bewerbslage der Bergbauunternehmen würde ein 
entscheidender Abbau des bestehenden Einfuhr- 
schutzes die Gefahr einer weiteren Verschlechte- 
rung der wirtschaftlichen Situation des Bergbaus 
mit sich bringen. Die nach der Neuordnung des 
Steinkohlenbergbaus notwendige betriebliche Kon- 
solidierung und Anpassung der Förderung an den 
Absatz kann nur erfolgreich weitergeführt werden, 
wenn wirtschaftliche und soziale Störungen des not- 
wendigen Strukturwandels vermieden werden. Zur 
Absicherung dieses Prozesses ist im Gesamtrahmen 
der flankierenden Maßnahmen auch die Fortsetzung 
einer Kohlenzollregelung erforderlich. Ohne einen 
derartigen Schutz müßte mit wesentlich erhöhten 
Kohleeinfuhren und damit einer zusätzlichen Ver- 
drängung der deutschen Kohle aus bisher von ihr 
gehaltenen Marktpositionen gerechnet werden. 
Weitere Preiszugeständnisse zur Vermeidung einer 
derartigen Verdrängung werden dem Bergbau nicht 
möglich sein. 

Bei einer grundsätzlichen Fortführung der bishe- 
rigen Kohlenzollregelung läßt die inzwischen im 
Bergbau eingetretene Verbesserung jedoch eine 
Auflockerung und eine elastischere Gestaltung der 
Einfuhrregelung zu. Mit dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf schlägt daher die Bundesregierung die Fort- 
führung der Kohlenzollregelung mit folgenden Än- 
derungen vor: 

1. Um den Kohlenimporteuren und den Verbrau- 
chern die Möglichkeit zum Abschluß langfristiger 
Einfuhr- und Lieferverträge zu geben und ihnen 
so die Ausnutzung günstiger Marktchancen zu 
gestatten, soll sich das künftige Kohlenzollgesetz 
auf eine Dauer von 5 Jahren erstrecken. Für 
diesen Zeitraum ist auch die Wirtschaftsentwick- 
lung im Bereich der Kohle einigermaßen über- 
schaubar. 

Unbeschadet der wie bisher vorgesehenen jähr- 
lichen Zuteilung der Zollkontingentmenge sollen 
den Berechtigten längstens für die Dauer des 
neuen Gesetzes — jedoch nur bis zur Höhe 
der von der Ermächtigung zur Ermäßigung des 
Zollkontingents nicht berührten Zollkontingent- 
menge (vgl. unter Ziffer 3) — im voraus Zoll- 


kontingentscheine und erforderlichenfalls Ein- 
fuhrgenehmigungen nach dem Außenwirtschafts- 
gesetz erteilt werden können. 

2. Die Höhe des Zollkontingents soll 7 Millionen t 
jährlich gegenüber 6 Millionen t nach der bis- 
herigen Regelung betragen. 6 Millionen t sollen 
wie bisher an kontingentberechtigte Importeure 
verteilt werden, der Rest von 1 Million t soll 
abweichend von den bisherigen Verteilungs- 
grundsätzen einer besonderen Vergabe Vorbe- 
halten bleiben (Vorbehaltsmenge). Auf diese 
Weise soll sichergestellt werden, daß die Be- 
rücksichtigung besonderer Versorgungsaufgaben 
bei der Verteilung der Einfuhrkontingente unab- 
hängig von Referenzeinfuhren wenn notwendig 
durch die Bundesregierung in begrenztem Um- 
fang gewährleistet werden kann. 

Die Einteilung in Jahreskontingente wird je- 
doch beibehalten. Dadurch soll eine weitgehend 
gleichmäßige Durchführung der Kohleneinfuhren 
erreicht werden. 

3. Wie bisher soll die Möglichkeit bestehen, im 
Bedarfsfall das Zollkontingent zu erhöhen oder 
zu ermäßigen. Um eine schnelle und elastische 
Marktanpassung zu gewährleisten, soll abwei- 
chend von der bisherigen Regelung die Bundes- 
regierung künftig ermächtigt sein, eine Kon- 
tingenterhöhung oder -ermäßigung bis zu 20 vom 
Hundert ohne Mitwirkung von Bundestag und 
Bundesrat vorzunehmen, wenn dies aus gesamt- 
wirtschaftlichen Gründen notwendig erscheint. 
Eine darüber hinausgehende, durch die Markt- 
lage gebotene weitere Erhöhung des Zollkon- 
tingents bis zu 30 vom Hundert durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung soll dagegen 
nur nach Anhörung des Bundesrates und Zu- 
stimmung des Bundestages möglich sein. Bei 
einer Erhöhung oder Ermäßigung des Zollkon- 
tingents um 20 vom Hundert soll der auf die 
Importeure zu verteilende Kontingentanteil 
einerseits und die Vorbehaltsmenge andererseits 
um den gleichen Vomhundertsatz erhöht oder 
gesenkt werden. Bei einer Erhöhung der Kontin- 
gentmenge um weitere 30 vom Hundert soll 
diese Aufstockungsmenge zu je 50 vom Hundert 
auf die beiden Kontingentbereiche verteilt wer- 
den. Mit dieser Regelung soll eine größere 
Flexibilität in der Handhabung des Zollkontin- 
gents zur notwendigen Anpassung an die je- 
weiligen kohlenwirtschaftlichen Marktverhält- 
nisse, an die Notwendigkeit der Erfüllung be- 
sonderer Versorgungsaufgaben und an die ge- 
samtwirtschaftliche Situation erreicht werden. 

4. In dem zur Zeit geltenden Gesetz ist vorgesehen, 
daß die Eingangsabgaben für Mengen, die im 
Dezember des jeweiligen Kontingentjahres im 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


I 

Zu 1. 

(Titel des Gesetzentwurfs und § 6 Abs. 1 und 2) 

Gegen den Vorschlag des Bundesrates, die Gel- 
tungsdauer des Gesetzes von 5 auf 6 Jahre zu ver- 
längern, erhebt die Bundesregierung keine Einwen- 
dungen. 

Zu 2. und 3. 

(Einfügung des § 8 a sowie Änderung des § 10) 

Dem Vorschlag, die Bundesregierung zu ermächti- 
gen, durch Rechtsverordnung das Zollkontingent für 


das Kalenderjahr 1970 um bis zu weiteren 30 vom 
Hundert zu erhöhen, wird zugestimmt. 


II 

(Entschließungsantrag) 

Die in der Entschließung des Bundesrates zum Aus- 
druck kommende Bitte an die Bundesregierung, bei 
den Handelsvertragsverhandlungen mit den kohle- 
liefernden Ostblockstaaten den langfristigen Bezug 
von Kohle mit festen Kontingenten yorzusehen, 
wird zur Kenntnis genommen. 
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